
Abs.: BUND-Odenwald,  Rondellstraße 9, 64739 Höchst i. Odw.

 
Magistrat der Stadt  

Neckarstraße 3

64711 Erbach

Betr.: Änderung des Flächennutzungsplans in Haisterbach
hier: Stellungnahme gemäß §4(1) BauGB

 
Hiermit  geben  wir  Ihnen  im  Auftrag  und  im  Namen  des  BUND-Hessen  e.V.  folgende  Anregungen  zum
Planentwurf vom Februar 2025.

Die Rechtsgrundlage – Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S.
3634), das zuletzt durch Gesetz vom 4. Januar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 6) geändert worden ist - ist dem Plan
zugrundezulegen.

Die Planbezeichnung ist irreführend, ein Solarpark Haisterbach existiert nicht. Damit ist der Öffentlichkeit eine
Orientierung über ihre Betroffenheit anhand der fachlich üblichen korrekten Bezeichnung eines Planes verwehrt.

Die  Planung  steht  im  Widerspruch  zu  den  Vorgaben  des  Regionalen  Raumordnungsplans  Südhessen.  Die
Begründung  liefert  keine  nachprüfbaren  Gründe  für  eine  FNP-Änderung.  Das  parallel  angestrengte
Zielabweichungsverfahren  ist  noch  nicht  beschieden,  sodass  eine  Übereinstimmung  mit  den  Zielen  der
Raumordnung nicht gegeben ist.

Die  Begründung  ist  in  ihren  Zitaten  von  politischen  Vorgaben  der  Bundesregierung  für  die  FNP-Änderung
irrelevant.  An  dieser  Stelle  geht  es  allein  um die  Ausübung  der  Planungshoheit  der  Gemeinde,  die  sich  an
Vorgaben des Bundes-  und Landesrechts zu halten hat. Bundespolitische Zielsetzungen bedürfen daher einer
Unterlegung  durch  entsprechende  gemeindliche  Strategieplanungen.  Wir  vermissen  eine  kommunale
Energieplanung,  auf  die  allein  eine  kommunale  Flächenausweisung  abgestützt  werden  kann.  Die  in  der
Gemeinde  bereits  vorhandenen  Energieerzeugungsanlagen  gemäß  dem  EEG  dürften  die  Zielvorgaben  der
Bundespolitik bereits erfüllen. Eine kommunale Energiebilanz fehlt.

Die Aussagen der Begründung sind an entscheidenden Punkten fragwürdig:

- Der  Partner  der  Finanzierung,  die  Energiegenossenschaft  Odenwald,  hat  sich  bei  einem vergleichbaren
Projekt  als  unfähig/unwillig  erwiesen,  Festsetzungen  von  Bauleitplänen  zu  befolgen  (z.B.  Solarpark  in
Beerfelden). Sie scheidet damit als vertrauenswürdiger Partner der Gemeinde aus.

- Eine regionale Verpflichtung zur Stromerzeugung ist aus den bestehenden Gesetzen nicht ableitbar. Es ist
nicht bekannt, dass die Stadt derartige Verpflichtungen eingegangen ist.

- Die  Beschreibung  der  Plangebietslage  unterschlägt  die  Nachbarschaft  einer  denkmalgeschützten
Hofanlage. Die Photos auf Seite 6 sind absichtlich so ausgesucht, dass diese Hofstelle nicht zu sehen ist,
obwohl sie nur 190m entfernt ist.

- Die planerischen Rahmenbedingungen werden nicht  korrekt  dargestellt.  Das EEG entfaltet  keine direkte
Wirkung auf die Raumplanung, sodass es hier als Planbegründung nicht relevant ist. Die Gemeinde muss –
um  diesem Ziel nachzukommen - darlegen, welche Wege sie zur Zielerreichung einschlägt. Genau dies fehlt
jedoch.

- Die Ausführungen 2.3.1 und 2.3.2 sind obsolet. Zum Zeitpunkt der  der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß
§3 BauGB ist der Regionalplan unverändert gültig.

- Die Folgen der geplanten Nutzung nach 2.3.4 werden nicht untersucht. Eine Fläche für Transformatoren und
Batteriespeicher muss deren Emissionsverhalten unter allen Betriebszuständen untersuchen und planerisch
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bewältigen.  Dies  ist  hier  eindeutig  nicht  der  Fall.  Es  werden  pauschale  Aussagen  getroffen,  die  nicht
nachvollziehbar sind. Z.B.

Die Gründung der Module erfolgt mittels verzinkter Stahlstützen,

eine Definition der Verzinkung und ihrer möglichen Emissionen erfolgt nicht,  es werden pauschal  ‚keine
Auswirkungen‘ (worauf?) benannt.

Das Verhalten im Brandfall wird weder bei der Trafostation noch bei den Batteriespeichern erwähnt. Nach
der derzeitigen Planungssystematik sind solche Anlagen allenfalls in Industriegebieten anzusiedeln – nicht
in der freien Landschaft!

Zaunhöhe von 2,50m mit Übersteigschutz

wird die freie Landschaft in ein Gefängnis technischer Einrichtungen verwandeln.

- Die Planung widerspricht §1a(2) BauGB, da die Notwendigkeit, landwirtschaftliche Flächen in Anspruch zu
nehmen nicht durch eine detaillierte Untersuchung der Verdichtungsmöglichkeiten im Bestand  bzw.  der
Planalternativen  begründet wird.  Eine fachlich nachvollziehbare Standortauswahl liegt nicht vor. Kriterien
zur  Auswahl  geeigneter  Standorte  unter  Berücksichtigung  konkurrierender  Interessen  (Landwirtschaft,
Nahrungsmittelerzeugung)  werden  nicht  genannt.  Der  Verweis  auf  die  eigenen  Liegenschaften  der
Gemeinde greift  zu kurz.  Die Möglichkeiten des Planungsrechts zur  Steuerung gewollter  Entwicklungen
wurden und werden in der  Gemeinde bei  weitem nicht  genutzt.  Die Notwendigkeit  eines  ‚substantiellen
Ausbaus der erneuerbaren Energieerzeugung‘ wird für die Gemeinde nicht nachvollziehbar begründet.

- Die wesentlichen Untersuchungen gemäß §2a BauGB liegen laut  5. nicht vor – es erfreut, dass diese Daten
künftig vorgelegt werden sollen. Zur derzeitig anstehenden Beurteilung sind sie schlicht nicht vorhanden.
Der  Verweis  der  Autorenschaft  ‚Die  Erarbeitung  des  Umweltberichtes  und  des  Artenschutzrechtlichen
Fachbeitrages erfolgt durch das Büro Dr. Huck/Gelnhausen. Auf die dortigen Ausführungen wird entsprechend
verwiesen.‘ ist der Versuch einer Vernebelung der Zuständigkeit und Verantwortlichkeit. Einziger gesetzlich
zulässiger Autor des Umweltberichts ist die planaufstellende Gemeinde. Sie bedient sich mangels eigener
Expertise  fachlicher  Zuarbeit,  ist  jedoch  selbst  verantwortlich  für  die  Inhalte,  die  sie  ggf.  ungeprüft
übernimmt. 

Die Planung widerspricht §1  (  5  )   S.3 BauGB   „Leitbild der Innenentwicklung“. 

§ 1   BauGB   Aufgabe, Begriff und Grundsätze der Bauleitplanung  

(5)  Die  Bauleitpläne  sollen  eine  nachhaltige  städtebauliche  Entwicklung,  die  die  sozialen,
wirtschaftlichen und umweltschützenden Anforderungen auch in Verantwortung gegenüber künftigen
Generationen  miteinander  in  Einklang  bringt,  und  eine  dem  Wohl  der  Allgemeinheit  dienende
sozialgerechte  Bodennutzung  unter  Berücksichtigung  der  Wohnbedürfnisse  der  Bevölkerung
gewährleisten. Sie sollen dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt zu sichern, die natürlichen
Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln sowie den Klimaschutz und die Klimaanpassung,
insbesondere auch in der Stadtentwicklung, zu fördern, sowie die städtebauliche Gestalt und das Orts-
und  Landschaftsbild  baukulturell  zu  erhalten  und  zu  entwickeln.  Hierzu  soll  die  städtebauliche
Entwicklung vorrangig durch Maßnahmen der Innenentwicklung erfolgen.

- Das Bundes-Klimaschutzgesetz vom 18.12.2019 – zuletzt geändert am 18. August 2021 (BGBl. I S. 3905) -
fordert in Teil 5 die ‚Vorbildfunktion der öffentlichen Hand‘ und formuliert

§ 13 Berücksichtigungsgebot

(1)  Die  Träger  öffentlicher  Aufgaben  haben bei  ihren  Planungen und  Entscheidungen  den  Zweck
dieses Gesetzes und die zu seiner Erfüllung festgelegten Ziele zu berücksichtigen. Die Kompetenzen
der  Länder,  Gemeinden  und  Gemeindeverbände,  das  Berücksichtigungsgebot  innerhalb  ihrer
jeweiligen Verantwortungsbereiche auszugestalten, bleiben unberührt.

Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 24.03.2021 zum Klimaschutzgesetz führt aus:

III. Grundrechte sind aber dadurch verletzt, dass die nach § 3 Abs. 1 Satz 2 und § 4 Abs. 1 Satz 3 KSG
in Verbindung mit Anlage 2 bis zum Jahr 2030 zugelassenen Emissionsmengen die nach 2030 noch
verbleibenden  Emissionsmöglichkeiten  erheblich  reduzieren  und  dadurch  praktisch  jegliche
grundrechtlich geschützte Freiheit gefährdet ist. Als intertemporale Freiheitssicherung schützen die
Grundrechte  die  Beschwerdeführenden  hier  vor  einer  umfassenden  Freiheitsgefährdung  durch
einseitige  Verlagerung  der  durch  Art.  20a  GG  aufgegebenen  Treibhausgasminderungslast  in  die
Zukunft.  Der  Gesetzgeber  hätte  Vorkehrungen  zur  Gewährleistung  eines  freiheitsschonenden
Übergangs in die Klimaneutralität treffen müssen, an denen es bislang fehlt.
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Da  das  Klimaschutzgesetz  die  Gemeinden  ausdrücklich  auf  seine  Ziele  der  Emissionsbegrenzung
verpflichtet, entfaltet dieses BGH-Urteil auch direkte Wirkungen auf das planerische Handeln der Gemeinde.
Es muss heute sichergestellt  sein,  dass die  Planung zu einer  Verringerung der  CO 2-Emissionen auf  der
lokalen  Ebene  führt.  Dies  ist  aus  der  vorgelegten  Planung  nicht  ersichtlich.  Allein  die  Herstellung  von
Baustoffen sowie die Eingriffe in den Boden verursachen nach heutigem Kenntnisstand CO2-Emissionen,
deren Anrechnung auf  ein  für  die  Gemeinde anzurechnendes Budget  dieses auf  Jahrzehnte  überlasten
würde. Wir sind auf den Gegenbeweis gespannt.

- Die 'Richtlinie 79/409/EWG des Rates vom 2. April 1979 zum Schutz der wildlebenden Vogelarten und ihrer
Lebensräume  in  der  Europäischen  Union  und  den  Einrichtungen  von  Vogelschutzgebieten‘  (Vogelschutz-
Richtlinie) ist uneingeschränkt einschlägig. Das Gebiet gemeinschaftlicher Bedeutung 6420-450 „Südlicher
Odenwald“ ist von der Planung betroffen. Es liegt 1.400m östlich des Plangebiets und ist durch seine freien
Flächen das nächstgelegene Jagd- und Nahrungshabitat außerhalb des eigentlichen Schutzgebiets.

- Die 'Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der
wildlebenden  Tiere  und  Pflanzen'  (FFH-Richtlinie)  ist  uneingeschränkt  einschlägig. Der  Nachweis,  dass
geschützte Arten nicht betroffen sind, ist zu führen.

- Die Anforderungen, die das  BNatSchG an die Aufstellung von Bebauungsplänen ansonsten stellt, sind zu
beachten,  also  insbesondere  der  allgemeine  und  besondere  Artenschutz  (§§  39  ff.  BNatSchG),  der
Gebietsschutz (§§22 ff. BNatSchG),  der Status gesetzlich geschützter Biotope (§30 BNatSchG) und der
Schutz geschützter Landschaftsbestandteile (§29 BNatSchG).

- Die  ‚Richtlinie  2000/60/EG zur  Schaffung  eines  Ordnungsrahmens  für  Maßnahmen  der  Gemeinschaft  im
Bereich der Wasserpolitik (EU-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL)) des Europäischen Parlamentes und des Rates
vom 23. Oktober 2000‘ ist mit ihrem Verschlechterungsverbot uneingeschränkt einschlägig. 

- Die vorgelegte Planung macht deutlich,  dass die Grundlagen des Baugesetzbuches durch die Gemeinde
einseitig  zugunsten  der  Förderung  von  Nutzungen  ausgelegt  werden.  Die  Pflicht  zur  Erfassung  und
planerischen Bewältigung von Planungsfolgen für Natur und Umwelt wird nicht angemessen erfüllt. Es fehlt
vollständig eine Abschätzung der  Umweltfolgen,  die aus der  Änderung resultieren.  Wir erwarten gemäß
§1a(3) BauGB - Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes -  und §1a (5) BauGB - Klimaschutz - eine Analyse
des bestehenden Zustandes.

- Die Entwicklungsziele der Bauleitplanung als 'Übersetzung' des Baugesetzbuches in die Planungssprache
der Gemeinde sind im Jahr 2025:

• Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen
• Sparsamer Umgang mit Grund und Boden
• Schließung von innerörtlichen Baulücken
• Erhaltung der historisch gewachsenen Siedlungsstrukturen
• Erhaltung der dörflichen Strukturen

Das Baugesetzbuch enthält ausreichende Festsetzungsmöglichkeiten hierfür. (§165, 171a, 176, 177)

- Die gesetzliche Durchgriffswirkung des zitierten sogenannten Solarpakts I (2024)  auf das Planungsrecht
wird nicht erläutert.

- Die Begriffe  ‚temporär‘  und ‚vorübergehend‘  in  5.3  für  eine  technische Einrichtung  mit  einer  erwarteten
Betriebsdauer von 30 Jahren erscheint nicht sachgerecht. Wir empfehlen den Planenden‚ für die nächsten
30 Jahre ‚vorübergehend‘ auf Lebensmittel zu verzichten und statt dessen Strom zu konsumieren. Die Frage
der Existenzbedrohung für Landwirte wird durch die Planung fahrlässig unterbelichtet. Allein die Konkurrenz
auf  dem  Pachtmarkt  verdeutlicht,  dass  hier  eine  Vernichtungsstrategie  gegen  hiesige  Landwirtschaft
praktiziert wird, die sich allein auf globale Handelsketten für Lebensmittelimporte stützt.

- Der Verzicht auf Wasserversorgung (5.4.1) verdeutlicht  die Planvorstellung im Brandfall:  Abfackeln!  Das
Fehlen  von  auch  nur  rudimentärer  Vor-  und  Nachsorge  für  den  Brandfall  ist  bezeichnend  für  die
zugrundeliegende Planungshaltung. Von Gewässerschutz (5.4.2) zu sprechen, verbietet sich.

- Die  einseitige  Darstellung  des  Themas  ‚Klimaschutz‘  ist  eher  misslungene  Belletristik  als  fachliche
Erläuterung. Die Emissionen bei der Herstellung der Anlage treten überhaupt nicht auf! Es wird behauptet,
dass  die  Photovoltaik  per  se  klimaneutral  sei  und  zur  ‚Reduktion  des CO2-Ausstoßes  beiträgt‘. Ohne
nachvollziehbare  Fakten  zum  Herstellungsprozess  und  der  Lebensdauer  unter  hiesigen  physikalischen
Bedingungen ist dies eine Behauptung unter vielen.

- Die Belange des Denkmalschutzes sind nicht vollständig berücksichtigt. Die benachbarte Hofstelle ist in der
Denkmalliste des Landes Hessen gelistet.

- Es ist nicht ausgeschlossen, dass geschützte Arten wie die Zauneidechse sowie Rotmilan und  Steinkauz
beeinträchtigt werden können. Das Plangebiet gehört zum Jagdraum der genannten Vogelarten.  Wir halten
die Erstellung eine vollständigen Artenkatalogs für alle gesetzlich geschützten Arten für unverzichtbar, um
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begründete Aussagen zum Naturschutz machen zu können. Die Auswertung vorhandener Unterlagen sowie
eine einmalige Begehung genügen ausdrücklich nicht dieser Forderung. In den Planunterlagen zur Änderung
des  Flächennutzungsplans  fehlen  entsprechende  Daten.  (Der  Verweis  auf  Darstellungen  des
Bebauungsplans greift nicht!)

Wir halten die Untersuchung von mindestens zwei Vegetationsperioden für den weiteren Planungsbereich,
der  sämtliche  angrenzenden  Grundstücke  bis  zu  einer  Entfernung  von  ca.  200m  umfassen  muss,  für
angemessen.

Wir  halten  eine  zusammenhängende  Ausgleichsfläche  in  engem  räumlichen  Zusammenhang  mit  dem
Plangebiet für erforderlich, um die Schutzinteressen von nachgewiesenen Arten der FFH-Anhänge I, II und
IV zu berücksichtigen.

- Die gesetzliche Verpflichtung, Veränderungen, die von der Planung hervorgerufen werden, zu quantifizieren,
wird  nicht erfüllt. 

Mit freundlichen Grüßen

Harald Hoppe
Sprecher BUND-Odenwald

Anlage: -

Hausanschrift:
Rondellstraße 9
64739 Höchst i. Odw.

Konto:
IBAN  DE46 5005 0201 0000 3698 53
BIC HELADEF1822
Betreff: BUND Odenwald

Der  BUND  ist  ein  anerkannter  Naturschutzverband  nach  §  63
Bundesnaturschutzgesetz.  Spenden  sind  steuerabzugsfähig.  Erbschaften  und
Vermächtnisse an den BUND sind von der Erbschaftssteuer befreit. Wir informieren
Sie gerne.

r


